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dieser Einzelplan 02 mit großer Mehrheit ange-
nommen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Dann kommen wir zu Einzelplan 04: 

 Justizministerium  

Ich erteile Herrn Sichau von der SPD-Fraktion das 
Wort. 

Frank Sichau*)  (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Zum krönenden Abschluss 
die Rechtspolitik mit dem Einzelplan 04. – Mitar-
beitende in der Justiz sind besonders wichtig, 
auch wenn sie im „Unterausschuss Personal“ res-
sortieren und der Rechtsausschuss lediglich indi-
rekt befasst ist. 

Sie haben vor der Wahl Zusagen dergestalt ge-
macht, dass Sie die kw-Vermerke im richterlichen 
und staatsanwaltschaftlichen Bereich streichen 
werden sowie andere Bereiche personell aufsto-
cken wollen. Ich stelle hier und heute fest: Diese 
Zusage haben Sie ebenfalls gebrochen, was für 
Kundige vorauszusehen war. Da hilft auch kein 
Gejammer über die stets bekannte Haushaltssitu-
ation. Das zur Koalition der wahrhaften Zusagen! 

Wir haben fünf Änderungsanträge gestellt. Ich will 
nicht auf alle eingehen, weil die Zeit schon fortge-
schritten ist und wir bekanntlich anderthalb Stun-
den im Zeitplan zurückliegen.  

Sie haben die Haftvermeidung in Aachen in der 
Diskussion im Rechtsausschuss angesprochen. 
Wir haben dazu den Antrag gestellt, und Sie ha-
ben gesagt, dass diese Haftvermeidung erfolglos 
war. Ich kann hier feststellen, dass die Vorausset-
zungen für die Arbeit dort gerade erst geschaffen 
worden sind und dass Ihr Vorhalt der sachlichen 
Richtigkeit entbehrt. 

Lassen Sie mich auch etwas zum Täter-Opfer-
Ausgleich sagen. Wir fordern differenzierte und 
faire Pauschalen. Es kann nicht sein, dass es so-
zusagen nur eine Fallpauschale gibt. Ihr Kollege 
Laumann, Frau Müller-Piepenkötter, würde Sie 
auslachen, wenn es in Analogie dazu für Krank-
heit nur eine Fallpauschale geben würde. 

(Beifall von der SPD) 

Ich fürchte, es wird ein Sterben der TOA-Stellen 
einsetzen, und Sie nehmen das sehenden Auges 
in Kauf. Eine Alternative dazu ist die Aufstockung 
der Gerichtshilfe, die allerdings weniger wirt-
schaftlich ist. 

Ich komme, um etwas Zeit zu sparen -so hoffe ich 
zumindest – zu den sogenannten Drogenfachkräf-

ten. Wir haben vorgeschlagen, sie im Einzel-
plan 04 zu veranschlagen. Durch Ihre Kürzung auf 
sage und schreibe sieben Kräfte für insgesamt 38 
Justizvollzugsanstalten und 100.000 € gefährden 
Sie die zielführende Beratung von Suchtkranken 
zum Zweck der stationären Entwöhnungsbehand-
lung. 

(Beifall von der SPD) 

Darüber hinaus werden Sie bald mehr teure Haft-
plätze brauchen – ca. 600 – und damit weit mehr 
ausgeben, als für die in Rede stehenden ca. 25 
Fachkräfte. 

(Zuruf von Hannelore Kraft [SPD]) 

Damit bekommen Sie noch nicht einmal den Pfor-
tendienst in zwei zusätzlichen JVA zusammen. 

Uns ist eine solche kurzsichtige Politik völlig un-
verständlich, zumal 35 % der Gefangenen dro-
genabhängig sind. Betroffen sind davon weitge-
hend Jugendliche und junge Erwachsene, für die 
Sie angeblich verstärkt etwas tun wollen. 

Hier kann erfolgreich etwas getan werden, wahr-
scheinlich im Unterschied zu Jungtäterabteilun-
gen, deren Profil immer noch nicht – und das 
nach mehreren Beratungen – klar ist, oder mit 
verbindlichen Elternempfehlungen, die in Ihrem 
spezifischen Antrag zwar in der Überschrift ge-
nannt, jedoch explizit im Antrag selbst nicht vor-
kommen. 

Es ist plausibel, dass wir dem konservativ neolibe-
ralen Justizhaushalt ohne Veränderungen nicht 
werden zustimmen können. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Sichau. – Für die CDU spricht Herr Giebels. 

Harald Giebels*)  (CDU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Wir beraten heute den ersten 
Justizhaushalt der neuen Landesregierung. Mit 
dem Landeshaushalt 2006 steuern wir um und 
stellen die Weichen in Richtung Zukunft.  

Der Justizhaushalt ist Bestandteil des Gesamt-
haushalts, gemessen an dem Einnahmevolumen 
von rund 1 Milliarde € der drittgrößte und mit ei-
nem Ausgabevolumen von über 3 Milliarden € der 
viertgrößte Ressorthaushalt. Wie Sie wissen, ist 
der Entwurf des Gesamthaushaltes von vier 
Grundsätzen geprägt.  

Erstens. Haushaltskonsolidierung für die Gestal-
tung unserer Zukunft. Wir sind verpflichtet, den 
nachfolgenden Generationen finanzielle Hand-
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lungsspielräume zurückzugeben, die Sie genom-
men haben. Daher muss Schluss sein mit der von 
Ihnen bisher betriebenen Verschuldungspolitik.  

(Hannelore Kraft [SPD]: Wir warten auf die 
112 Milliarden, Herr Kollege!) 

Zweitens. Die Haushaltskonsolidierung ist ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe. Alle Bereiche sind 
betroffen. Die Kürzungen sind schmerzhaft. Das 
wissen wir. Das haben wir aber auch vor der Wahl 
gesagt. Wir haben es angekündigt. Wir sind da-
bei, die Belastung gerecht zu verteilen.  

Drittens. Haushaltskonsolidierung ist Aufgabe der 
gesamten Regierung und des Parlamentes, meine 
Damen und Herren. Hinter dem Gesamtinteresse 
müssen im Zweifel auch einzelne, wenn auch be-
rechtigte Ressortinteressen zurückstehen.  

Viertens. Haushaltskonsolidierung erfordert Ehr-
lichkeit. Denn wir müssen Einnahmen wie auch die 
Ausgaben realistisch kalkulieren. Haushaltsricks 
mit schöngefärbten Zahlen gehören der rot-grünen 
Vergangenheit an. Wie Sie wissen, ist diese vorbei.  

Die nordrhein-westfälische Justiz steht im Ver-
gleich mit anderen Ländern und anderen europäi-
schen Staaten gut da. Wir werden sicherstellen, 
dass das so bleibt, und das trotz der desolaten 
Finanzlage des Landes, die Sie, meine Damen 
und Herren der Opposition, uns hinterlassen ha-
ben.  

Meine Damen und Herren, Politik ist aber auch 
die Kunst des Machbaren. Die Politik muss ehrlich 
analysieren, was geht und was nicht geht, und 
den Menschen die Lage darstellen. Wir nehmen 
diese Aufgabe an und gestalten das Machbare im 
Rahmen des Möglichen.  

Die Landesregierung und die sie tragenden Frak-
tionen von CDU und FDP sind sich sicher: Dieser 
Weg ist steinig und beschwerlich, aber er ist der 
richtige Weg, und er ist auch ohne Alternative.  

Im Bereich der Justiz haben wir eine Vielzahl von 
Aktivitäten trotz knapper Finanzmittel geschaffen. 
Die Justiz wird mit den Mitteln ausgestattet, die 
sie benötigt, um bei zugegeben hoher Belastung 
aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ihre Aufga-
ben weiterhin mit so hoher Qualität erfüllen zu 
können, wie dies in der Vergangenheit der Fall 
war und wie dies auch zukünftig gewährleistet 
sein soll. – Das Gleiche gilt übrigens für eine wei-
tere klassische hoheitliche Aufgabe, die Innenpoli-
tik.  

Anstatt die Justiz im Hinblick auf diese Aufgaben 
personell angemessen auszustatten, meine Da-
men und Herren, wurde die Zahl der Justizbe-

diensteten in der Zeit von 1999 bis 2004, also in 
Ihrer Regierungsverantwortung, meine Damen 
und Herren von SPD und Grünen, stetig abge-
senkt.  

(Bodo Wißen [SPD]: Wird auch jetzt noch 
abgesenkt!) 

Konkret verringerte sich im Zeitraum von 1999 bis 
2004 die Zahl der Beamten – hier sind alle Dienst-
zweige ohne Richter und Staatsanwälte gemeint – 
um über 500 und die Zahl der Angestellten im 
gleichen Zeitraum um etwa 1.200.  

Die vom Richterbund angesprochenen Stellenre-
duzierungen sind bereits von der alten rot-grünen 
Landesregierung beschlossen worden. Das ver-
gessen Sie gerne. Wir wollen es noch einmal in 
Erinnerung bringen.  

Wir räumen jetzt mit diesen Altlasten auf, indem 
wir bei 180 Stellen, die Sie, meine Damen und 
Herren der SPD, damals mit einem kw-Vermerk 
versehen hatten, diese Vermerke wieder aufhe-
ben.  

(Zurufe von der SPD) 

Eine bürgernahe leistungsfähige Justiz ist für den 
Rechtsstaat und auch für den Wirtschaftsstandort 
Nordrhein-Westfalen von immenser Bedeutung. 
Deshalb wollen wir die Funktionsfähigkeit der Ge-
richte und der Staatsanwaltschaften stärken. Da-
zu ist eine sachgerechte Ausstattung der Justiz 
sowohl mit der modernen Technik als auch mit 
den erforderlichen personellen Ressourcen not-
wendig. 

Unser Ziel ist eine Beschleunigung und Vereinfa-
chung von Justizverfahren – und dies ohne Quali-
tätsverlust.  

Wir wissen, dass zum Beispiel Richter und 
Staatsanwälte das Ziel der Konsolidierung des 
Landeshaushaltes mittragen. Unbestritten ist, 
dass jede Regierung darauf hinzuwirken hat, dass 
unverzüglich ein verfassungsgemäßer Haushalt 
vorgelegt werden kann. Dieses Ziel lässt sich aber 
auch nur über Einsparungen erreichen. Dabei ist 
es auch für die Bediensteten der Justiz selbstver-
ständlich, dass auch der Bereich der Justiz von 
diesen Bemühungen nicht ausgenommen werden 
kann.  

Die bevorstehenden unausweichlichen Kürzungen 
werden jedoch nicht dazu führen, dass die Quali-
tät der Arbeit der NRW-Justiz gefährdet wird. Aber 
auch die Justiz muss die Konsequenzen aus der 
desolaten Finanzsituation des Landes ziehen und 
sich an dem beschlossenen Konsolidierungskurs 
beteiligen.  
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Ein besonderes Augenmerk gilt dem besseren 
Einsatz der vorhandenen Haushaltsmittel. Dafür 
wird auf ein kaufmännisches Rechnungswesen 
umgestellt. Die Personalausgaben werden budge-
tiert.  

Die Kernbereiche der Justiz, nämlich die Rechts-
pflege, Strafverfolgung und der Strafvollzug blei-
ben, wie in der Koalitionsvereinbarung festgelegt, 
von den Stellenkürzungen ausgenommen. Sie 
sehen: Wir halten unser Versprechen.  

Die Justiz in Nordrhein-Westfalen erlebt in diesen 
Jahren eine große Modernisierungsoffensive. Ziel 
ist es, die knapper werdenden Haushaltsmittel ef-
fizient und bürgerfreundlich zu nutzen und die Ar-
beit zu gestalten. Wir reduzieren die zahlreichen, 
durch die alte Landesregierung noch initiierten 
Projekte zur Binnenmodernisierung auf die not-
wendigen und tatsächlich effizienzsteigernden 
Maßnahmen.  

Der Personalabbau ist ein Konsolidierungsbeitrag, 
den auch die Justiz leisten muss. Hier gilt: Die 
meisten kw-Vermerke resultieren aus der Einfüh-
rung der 41-Stunden-Woche. Den Richtern, 
Staatsanwälten, Justizbeamten ist jedoch zuzumu-
ten, ein wenig mehr zu arbeiten. Die kw-Vermerke 
schöpfen genau diesen ökonomischen Gewinn ab. 
Per saldo gibt es dadurch keine Verschlechterung.  

Wo es notwendig war, meine Damen und Herren, 
hat die neue Landesregierung die Justiz auch im 
Personalbereich gestärkt. Hier ist insbesondere auf 
die Verlängerung von 108 kw-Vermerken in der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit, von 18 kw-Vermeren 
in der Arbeitsgerichtsbarkeit und die Streichung 
von 55 kw-Vermerken im Justizvollzug zur Siher-
tellung der Therapie von Sexualstraftätern sowie 
der Sozialtherapie hinzuweisen.  

Zudem sieht der Haushaltsentwurf 2006 insge-
samt 200 neue Stellen für Angestellte vor. Hierbei 
handelt es sich um Stellen in der Laufbahngruppe 
des mittleren Dienstes, mit denen in erster Linie 
den Vertrauensschutzkräften der Justiz ein unbe-
fristetes Arbeitsverhältnis angeboten werden soll.  

Für den Täter-Opfer-Ausgleich, die Drogenbera-
tung in den Vollzugsanstalten und die Straffälli-
genhilfe stehen durch Umstrukturierungsmaß-
nahmen auch zukünftig Mittel zur Verfügung. Herr 
Sichau, das, was Sie eben mit den sieben Kräften 
geschildert haben, ist nur die halbe Wahrheit. Sie 
haben es unterlassen, darauf hinzuweisen, dass 
durch Umstrukturierungsmaßnahmen Vollzugs-
kräfte mit einer Fachausbildung in diesem Bereich 
ebenfalls tätig werden sollen. 

Der Aufgabenzuwachs in der Sozialgerichtsbar-
keit durch Hartz IV, Herr Sichau, ist durch Stellen-
verstärkung aus der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
aufgefangen worden. Das gilt es anzumerken. 
Insgesamt sind im richterlichen Dienst 23 Stellen 
bedarfsgerecht verlagert worden. 

NRW verfolgt gesetzgeberische Maßnahmen auf 
der Bundesebene mit dem Ziel der Kostenredu-
zierung in vielen Bereichen, wie zum Beispiel mit 
dem Entwurf eines Gesetzes zur Begrenzung der 
Ausgaben bei der Prozesskostenhilfe. NRW betei-
ligt sich auch aktiv an Gesetzgebungsverfahren 
auf Bundesebene, die der Verfahrensvereinfa-
chung dienen und die Gerichte und Staatsanwalt-
schaften spürbar entlasten werden. Durch die ge-
plante Auflösung des Landesjustizvollzugsamtes 
in Wuppertal leistet die Justiz einen wichtigen Bei-
trag zum landesweiten Bürokratieabbau. 

(Hannelore Kraft [SPD]: Wo ist denn da ein 
Bürokratieabbau?) 

Die nordrhein-westfälische Landesregierung 
räumt der Justiz einen hohen Stellenwert ein. Der 
Anteil der Justizausgaben am Gesamthaushalt 
liegt 2006 bei etwas über 6,5 %. Damit nimmt die 
nordrhein-westfälische Justiz im Kreis der Bun-
desländer einen Spitzenplatz ein. Die Justiz in 
Nordrhein-Westfalen arbeitet effizient und genießt 
bei Bürgerinnen und Bürgern im Land einen guten 
Ruf. Zudem ist eine funktionierende und letztlich 
kostengünstige Justiz vor allem für die gewerbli-
che Wirtschaft ein unschätzbarer Standortfaktor. 
Wir werden auch für die Zukunft sicherstellen, 
dass das so bleibt. – Vielen Dank. 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Giebels. – Frau Dr. Seidl hat nun das Wort 
für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 

Dr. Ruth Seidl (GRÜNE): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Es ist schon erstaun-
lich und auch enttäuschend, wie sehr Sie, Frau 
Ministerin Müller-Piepenkötter, den Altmeistern 
der CDU nacheifern, in bewährter Tradition, also 
frei nach Konrad Adenauer: Was interessieren 
mich meine Versprechen von gestern? 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

– Ich bin ja noch nicht fertig: So wird heute von 
Ihnen Politik gemacht. Schade, kann ich da nur 
sagen. 

(Christian Lindner [FDP]: Das Zitat ist unvoll-
ständig! Es ist Geschwätz!) 
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– Genau. Ich habe es ein bisschen höflicher aus-
gedrückt. 

(Lachen von GRÜNEN und SPD) 

Fangen wir doch noch einmal mit dem Thema an, 
mit dem Sie sich auch in den letzten Jahren vor 
der Ausübung Ihres Ministeramtes beschäftigt ha-
ben. Als erste Vorsitzende des Deutschen Rich-
terbundes in Nordrhein-Westfalen haben Sie im-
mer wieder betont, Frau Minister: Die Justiz 
braucht mehr Personal, insbesondere Richterin-
nen und Richter. Heute ist Ihr Nachfolger schon 
froh, dass „die Stellenstreichungen bei Richtern 
und Staatsanwälten doch nicht in dem ursprüng-
lich vorgesehenen Umfang“ durchgeführt werden. 
„Nach den nun veröffentlichten Planungen“, sagt 
Herr Gnisa, „werden im Jahr 2006 … nur die Hälf-
te der eigentlich wegfallenden Stellen bei den 
Richtern in der ordentlichen Gerichtsbarkeit ge-
strichen.“ Aber es bleibt dabei: 43 Richterstellen 
fallen weg. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Dieses Beispiel zeigt: Die Grundeinstellung von 
Frau Minister Müller-Piepenkötter passt sehr gut 
in das gesamte Bild der CDU, deren Erken-
nungsmerkmal – das haben wir in den letzten 
zwei Tagen häufig gehört – zu sein scheint: ver-
sprochen, gebrochen. 

Dass die CDU ihre Wahlversprechen nicht einhält, 
das sieht auch der Deutsche Richterbund so. Er 
beklagt in der Stellungnahme des Landesverban-
des, dem Frau Müller-Piepenkötter ja noch bis 
zum Amtsantritt vorstand, vom 13. März: 

„Die Landesregierung kürzt keineswegs durch-
gängig. Vielmehr setzt Sie sehr wohl schon im 
Landeshaushalt für 2006 deutliche Schwer-
punkte – die Justiz gehört allerdings nicht, wie 
vor der Wahl versprochen, dazu.“ 

So weit zum Thema „Versprechen der neuen Lan-
desregierung“. 

Für unseren Rechtsstaat ist es aber viel schlim-
mer, dass die jetzige Landesregierung mit ihrer 
Politik nicht die Funktionsfähigkeit der Justiz im 
Auge behält und die Ausführungen des Bundes-
gerichtshofs vom 2. Dezember 2005 nicht ernst 
nimmt. In der Entscheidung führt der Senat aus: 

„Nach der Erfahrung des Senats kommt es bei 
einer Vielzahl von großen Wirtschaftsstrafver-
fahren dazu, dass eine dem Unrechtsgehalt 
schwerwiegender Korruptions- und Steuerhin-
terziehungsdelikte adäquate Bestrafung allein 
deswegen nicht erfolgen kann, weil für die ge-
botene Aufklärung derart komplexer Sachver-

halte keine ausreichenden justiziellen Ressour-
cen zur Verfügung stehen.“ 

Auch die in Nordrhein-Westfalen in letzter Zeit 
gehäuften Fälle von Entlassungen aus der U-Haft 
unter anderem wegen Verstoßes gegen das Be-
schleunigungsgebot deuten auf eine Maximalbe-
lastung der Gerichte hin. Wo bleibt Ihr Verantwor-
tungsgefühl? 

Besonders bedaure ich jedoch die Kurzsichtigkeit 
dieses Haushaltes. Zukunftsfähig ist der Justiz-
haushalt nicht. Waren doch die Justizhaushalte 
der letzten Jahre davon geprägt, die initiierten und 
begonnenen Reformen, Projekte und organisato-
rischen Maßnahmen seriös umzusetzen und wei-
ter zu entwickeln, ist davon heute keine Rede 
mehr. 

Zum Beweis will ich an dieser Stelle das Konzept 
zum Abbau der Überbelegung in den Haftanstal-
ten als ein Beispiel herausgreifen. Dass dieses 
Konzept greift, belegen die Zahlen. Inzwischen 
verzeichnen wir einen, wenn auch leichten, Rück-
gang der Gefangenenzahlen. Waren in Nordrhein-
Westfalen im Jahr 2005 noch 19.070 Menschen in 
Haft, so waren es am 31. März 2005 noch 17.990 
Gefangene. Daher ist meine Fraktion der Auffas-
sung, dass alle Maßnahmen, die zur Vermeidung 
von Haft beitragen, unvermindert fortgesetzt wer-
den sollten. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Denn, meine Damen und Herren, auch wenn es 
die Straffälligenhilfe, den Täter-Opfer-Ausgleich 
und die Haftvermeidungsprojekte nicht zum Null-
tarif gibt, so helfen sie unzweifelhaft, Haftkosten 
einzusparen, und entlasten daher Gerichte und 
Haftanstalten in erheblicher Weise. Wer bei der 
Haftvermeidung spart, zahlt bei den Haftkosten 
doppelt und dreifach drauf. Das ist nicht zukunfts-
fähig. 

Wir haben Ihnen aufgezeigt, wie Sie besser vor-
gehen können. Schauen Sie sich unsere Anträge 
aus den Ausschussberatungen an. Beispielhaft 
greife ich heute noch einmal die Arbeit der freien 
Straffälligenhilfe, die Haftvermeidungsprojekte 
und den Täter-Opfer-Ausgleich auf. Bereits jetzt 
ist eine steigende Nachfrage beim Täter-Opfer-
Ausgleich festzustellen. Wir sind der Meinung: 
Wenn die qualitativ hochwertige Arbeit der Fach-
stellen, der Täter-Opfer-Ausgleich und die Kon-
fliktregelungen in Nordrhein-Westfalen aufrecht 
erhalten werden sollen, ist eine Absenkung aus-
geschlossen. 

Auch die Haftvermeidungsprojekte und die freien 
Träger der Straffälligenhilfe haben erfolgreich 
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nachgewiesen, dass Haftvermeidung im großen 
Umfang möglich ist und zu hohen Einsparungen 
im Landeshaushalt führen kann. Deshalb ist es 
nicht nur widersprüchlich, sondern auch kurzsich-
tig, zu kürzen. 

Ich zitiere noch einmal: Wir brauchen ambulante 
Netzwerke zur Nachsorge für Entlassene aus dem 
Strafvollzug, heißt es auf einer Expertentagung 
des Instituts für Konfliktforschung in Maria Laach, 
die kürzlich stattgefunden hat, damit eine Reso-
zialisierung stattfinden kann. 

Festgestellt wurde dort auch: 

„Längere Haftstrafen tragen nicht dazu bei, die 
Rückfallquote zu senken. Im Gegenteil: Je län-
ger die Leute in Haft sind und sich niemand um 
sie kümmert, desto sicherer ist die Gewähr für 
Rückfälle.“ 

Wenn Sie jetzt aber, Frau Minister Müller-
Piepenkötter, die Arbeit der Freien Straffälligenhil-
fe und die ehrenamtliche Arbeit reduzieren, sen-
ken Sie gleichzeitig die Chancen für eine gelun-
gene Resozialisierung. Wir alle wissen aber, dass 
eine größere Sicherheit und ein besserer Schutz 
in und für unsere Gesellschaft eine gelungene 
Resozialisierung voraussetzen.  

(Beifall von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Wir wissen auch – die Regierung sagt es immer 
wieder –: Alle müssen sparen. Doch es ist nicht 
wahr: Sie sparen nicht an allen, aber an den fal-
schen Stellen; an anderen legen Sie drauf. Statt 
ins soziale Netz zu schneiden, sollten Sie die be-
stehenden Netzwerke besser ausbauen. Präven-
tion und Haftvermeidung lohnen sich allemal. – 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Dr. Seidl. – Für die FDP spricht Herr 
Dr. Orth. 

Dr. Robert Orth  (FDP): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Meine Kolleginnen und Kollegen! Zu spä-
ter Stunde, Herr Kollege Sichau und auch Frau 
Kollegin Seidl, muss ich mich doch etwas ärgern, 
dass Sie hier nicht ganz korrekt vortragen. Sie 
sagen undifferenziert, wir hätten Zusagen in Be-
zug auf kw-Vermerke gemacht. Ich kann für mei-
ne Fraktion ganz klar sagen, dass wir weder vor 
noch nach der Wahl eine solche Aussage getätigt 
haben. Ich bitte Sie, zukünftig bei den Fakten zu 
bleiben. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Außerdem bin ich sehr beruhigt, dass die neue 
Landesregierung anscheinend sehr wohl zwi-
schen Lobbyarbeit aus früherer Tätigkeit einer-
seits und Regierungstätigkeit heute andererseits 
zu differenzieren weiß. 

(Beifall von der CDU) 

Mich hat es wirklich immer sehr gestört, dass die 
Arbeit in Öko-Instituten als Regierungsmitglied 
fortgesetzt wurde oder dass sich die Gewerk-
schaftsfunktionärstätigkeit hinterher im konkreten 
Regierungshandeln widergespiegelt hat. Meine 
Damen und Herren, das eine hat mit dem anderen 
nichts zu tun. Da vertraue ich der neuen Landes-
regierung mehr als der alten. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Herr Kollege Sichau, Sie haben auf die Täter-
Opfer-Ausgleichspauschale abgestellt. Ich hätte 
mir gewünscht, dass die ehemaligen Landesregie-
rungen die letzten Jahrzehnte genutzt hätten, ü-
ber das antiquierte System der Verteilung von Mit-
teln nachzudenken. Jahrelang, jahrzehntelang 
haben Sie nicht nur beim Täter-Opfer-Ausgleich, 
sondern auch ansonsten immer die Einrichtungen 
finanziert, aber nie geguckt, was diese hinterher 
tatsächlich für die Menschen, die das erreichen 
soll, getan haben.  

Wir gehen einen anderen Weg: Wir stellen um auf 
Fallpauschalen. Fallpauschalen haben nichts 
Schlechtes, sondern sie führen dazu, dass die 
Mittel des Landes zielgerichtet eingesetzt werden. 
Auch darüber freue ich mich sehr, meine Damen 
und Herren. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Kollege Sichau, Sie sagen, wir hätten mit diesem 
Haushalt eine neoliberale Politik gemacht. Ich 
kann nur sagen: Wir haben liberale Politik ge-
macht. Darin ist auch „neo“ zu sehen. Aber „neoli-
beral“ ist dieser Haushalt wahrlich nicht. 

(Beifall von der FDP) 

Wir haben wesentliche Mittel behalten. Wir haben 
aber natürlich auch Kürzungen vornehmen müs-
sen. Aber warum haben wir Kürzungen vorneh-
men müssen? Weil Sie in vielen Bereichen ge-
schlafen haben! Sie haben das Landesjustizvoll-
zugsamt geschaffen. Wir lösen es auf. Es sind 
ganz konkrete Einsparungen, die wir hier vorneh-
men. 

(Beifall von der FDP) 

Sie hatten das Patentgericht in Düsseldorf bereits 
aufgegeben. Die neue Landesregierung und in-
zwischen wir alle im Rechtsausschuss sind ganz 
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zuversichtlich, dass es auch in Zukunft Patentge-
richtsbarkeit in NRW geben wird, die maßgeblich 
den Justizhaushalt finanziert, wie Sie wissen.  

Leider haben wir auch viele ungelöste Probleme 
vorgefunden. Nehmen wir das Gerichtsgebäude in 
Düsseldorf: Sie haben es verkauft, und wir müs-
sen den Neubau planen und regeln. Meine Da-
men und Herren, ich hätte mir gewünscht, dass 
die alte Landesregierung das Gebäude erst dann 
verkauft hätte, wenn die Planung des Neubaus 
durch gewesen wäre. 

(Beifall von der FDP) 

Genauso haben Sie uns jahrelang ein quasi ferti-
ges neues Gefängnis für die Ulmer Höh als PPP-
Projekt in Hochglanz verkauft. Was war gesche-
hen? Sie hatten noch nicht eine konkrete Sache 
durch. Einerseits haben Sie es nicht richtig durch-
gerechnet gehabt, andererseits haben Sie nicht 
das Gelände gehabt. Nun schlagen wir uns mit 
den Dingen herum, die Sie alle angeblich schon 
längst gelöst hatten, meine Damen und Herren. 

(Beifall von der FDP) 

Frau Kollegin Seidl, ich empfand Ihren Vortrag im 
Vergleich zu denen der Kollegin Haußmann in 
den Vorjahren als wohltuend sachlich. Aber in ei-
nem Punkt, glaube ich, unterscheidet sich die 
Rechtsstaatspartei FDP sehr von der Partei der 
Grünen.  

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Sie haben es als bedenklich empfunden, dass 
Menschen, die zu lange in U-Haft saßen, freige-
lassen wurden. Ich sage: Das ist Ausfluss des 
Rechtsstaates. Das gab es in allen Jahrzehnten 
dieser Republik. Ich bin froh, dass Gerichte wei-
terhin das Rechtsstaatsprinzip anwenden. 

(Beifall von der FDP) 

Was es allerdings nicht mehr gibt, das sind Frei-
gänge für den Geiselgangster von Gladbeck. Da 
sind Sie, meine ich, viel zu weit gegangen.  

(Beifall von der FDP) 

Da sollte man über Risiken für die Gesellschaft 
nachdenken.  

Zum Schluss möchte ich sagen: Wir sind schon 
ein ganzes Stück weiter. aber es gibt noch einiges 
zu tun. Aus meiner Sicht sind wir auch bei der Pri-
vatisierung noch nicht so weit, wie wir es am Ende 
der Legislaturperiode seien sollten. Wir haben uns 
vorgenommen, im Gerichtsvollzieherwesen Priva-
tisierungsüberlegungen voranzutreiben. Wir disku-
tieren über Bewährungshilfe. Wir diskutieren über 

Schulungseinrichtungen. Ich sage auch bewusst: 
Es darf auch in den Justizvollzugsanstalten kein 
Tabu für Privatisierungen geben, meine Damen 
und Herren. 

(Beifall von der FDP) 

Ich bin ganz optimistisch, dass wir bei den knappen 
Ressourcen in der Justiz unseren Anteil bewahren. 
Ich glaube – um es noch einmal zu sagen –: Die 
Lobbyarbeit, wie sie früher von einigen von Ihnen 
in der Regierung gemacht wurde, hat diesem Land 
sehr geschadet. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Dr. Orth. – Für die Landesregierung spricht 
jetzt die Ministerin Frau Müller-Piepenkötter. 

Roswitha Müller-Piepenkötter, Justizministerin: 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren Ab-
geordneten! Herr Sichau, Frau Dr. Seidl, ich wollte 
eigentlich auch etwas zur Verbändearbeit und zur 
Regierungsarbeit sagen. Aber ich glaube, Herr 
Dr. Orth hat dazu alles Nötige gesagt. 

(Lachen von Frank Sichau [SPD]) 

Deshalb direkt zur Sache!  

Die Justiz in unserem Land ist gut aufgestellt. Die 
Rechtsgewährung erfolgt qualitativ hochwertig 
und zeitnah. Eine funktionierende Justiz dient 
nicht allein der Aufrechterhaltung der Rechtssi-
cherheit, sondern stellt auch einen bedeutenden 
Standortfaktor für Nordrhein-Westfalen dar. 

 

 

Im internationalen Vergleich schneidet die Justiz 
in Nordrhein-Westfalen hervorragend ab. Und das 
wird auch so bleiben.  

Allerdings muss und wird die Justiz ihren Beitrag 
zur notwendigen Haushaltskonsolidierung leisten. 
Der Haushalt 2006 trägt diesem Spagat Rech-
nung. Im Personalhaushalt sind bereits zum Ende 
des Jahres 2005 mit dem zweiten Nachtrags-
haushalt die Bedingungen in der Verwaltungs- 
und Arbeitsgerichtsbarkeit sowie im Justizvollzug 
durch Verlängerung beziehungsweise Streichung 
von kw-Vermerken entscheidend verbessert wor-
den. Diese Maßnahmen wirken 2006 fort.  

Ferner sieht der Haushalt 2006 die Schaffung von 
vier neuen Richterstellen in der ordentlichen Ge-
richtsbarkeit zur Stärkung insbesondere des Pa-
tentgerichtsstandortes Düsseldorf vor. Diese Stel-
len sind durch höhere Einnahmen aus Patentstrei-
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tigkeiten finanziert und ein wesentlicher Standort-
faktor für unser Land.  

Des Weiteren werden wir mit dem Haushalt 2006 
die Bedingungen dafür schaffen, bislang befristet 
tätige Kräfte in der Justiz dauerhaft zu beschäfti-
gen. Damit haben wir für diese Mitarbeiter – An-
gestellte des mittleren Dienstes – Sicherheit ge-
schaffen, was die rot-grüne Koalition über Jahre 
hinweg nicht getan hat.  

(Frank Sichau [SPD]: Falsch!) 

Rechtspflege, Strafverfolgung und der Justizvoll-
zug werden von weiterem Stellenabbau über das 
von Rot-Grün – nicht von uns – bereits beschlos-
sene und im Haushaltsplan 2005 von Ihnen fest-
gelegte Maß hinaus verschont. Wir hätten auch 
das noch gerne zurückgenommen, hätten Sie uns 
nur ein bisschen Luft dafür gelassen.  

Die Justiz leistet ihren Beitrag zur Entbürokratisie-
rung und Reduzierung der Personalkosten durch 
einen 1,5%igen Stellenabbau in den Verwal-
tungsbereichen. Dieser geht Hand in Hand mit ei-
nem veränderten Prozess der Binnenmodernisie-
rung. Es werden nur noch diejenigen Maßnahmen 
verfolgt, die zu einer deutlichen Effizienzsteige-
rung und einer Verbesserung der Qualität der 
Leistungen in der Justiz führen. Durch Konzentra-
tion der wertvollen Personalressourcen lassen 
sich die wenigen Projekte, die fortzuführen sind, 
qualitativ ungeschmälert weiterentwickeln. Das 
bedeutet nichts anderes als die Entlastung der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Justiz von 
allen verzichtbaren Verwaltungsaufgaben. In den 
Verwaltungsbereichen nicht mehr benötigtes Per-
sonal können wir wieder in den Kernbereichen 
Rechtspflege, Strafverfolgung und Justizvollzug 
einsetzen.  

Dem Willen der Koalition der Erneuerung zur 
Verschlankung von Verwaltungsabläufen und zur 
Entbürokratisierung trägt das Rechnung. Dem 
trägt auch die Auflösung des Landesjustizvollzug-
samtes in Wuppertal Rechnung. Dessen Aufga-
ben werden zum überwiegenden Teil auf die Jus-
tizvollzugsanstalten verlagert. Die Position der 
Justizvollzugsanstalten und ihre Verantwortlichkeit 
werden dadurch gestärkt. Weitere Entbürokratisie-
rungsschritte müssen in Zukunft folgen.  

(Unruhe) 

Meine Damen und Herren, die Justiz wird ihrer 
sozialen Verantwortung trotz des Kurses der 
Haushaltskonsolidierung weiterhin gerecht. Der 
Haushalt sieht erhebliche Mittel für die Förderung 
der Straffälligenhilfe, der gemeinnützigen Arbeit, 
der Behandlung von Sexualstraftätern, der Haft-

vermeidung und des Täter-Opfer-Ausgleichs vor. 
Auch wenn dieser Bereich nicht gänzlich von Kür-
zungen verschont werden konnte, sind die im 
Haushaltsentwurf vorgesehenen Mittel, die mein 
Haus nach intensiven Gesprächen mit den Zu-
wendungsempfängern in Absprache mit diesen 
zugewiesen hat, ausreichend, um die mit der För-
derung verfolgten Zwecke zu erreichen. Das ge-
lingt durch eine intelligentere Verteilungspraxis 
der zur Verfügung stehenden Mittel.  

(Unruhe – Glocke) 

Ich möchte auf den Täter-Opfer-Ausgleich zu-
rückkommen, denn da wird das besonders deut-
lich. Die Zuweisungen richten sich an den Fallzah-
len des Jahres 2005 und einer pro Fall zu zahlen-
den Pauschale in Höhe von 250 € aus. Die Höhe 
dieser Pauschale orientiert sich an den Kosten, 
die die wirtschaftlich arbeitenden Anbieter auch 
bisher angesetzt haben, und schafft so den er-
wünschten Wettbewerb der Anbieter untereinan-
der. Damit ist die scheinbare Quadratur des Krei-
ses gelungen.  

Mit weniger Mitteln bleibt der Grad der Zielerrei-
chung gleich. Sie können mir nicht erzählen, dass 
etwa die Vereine „Basis“ in Recklinghausen und 
„Waage“ in Köln, die auch bisher mit diesen Mit-
teln und sogar mit weniger Mitteln ausgekommen 
sind, im Täter-Opfer-Ausgleich schlechtere Arbeit 
geleistet haben als andere.  

(Beifall von Dr. Robert Orth [FDP]) 

Das Gleiche gilt für die externe Drogenberatung in 
den Justizvollzugsanstalten. Hier sieht der Justiz-
haushalt Mittel in Höhe von 100.000 € vor. Damit 
und durch Neuorganisation der internen Drogen-
beratung – hundert speziell dafür ausgebildete 
Mitarbeiter in den Anstalten – ist der weitgehende 
Wegfall der Förderung externer Drogenbera-
tungsstellen durch das Ministerium für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales kompensiert worden. Durch 
neue Strukturen ist die für die Resozialisierung 
der drogenabhängigen Gefangenen enorm wichti-
ge Tätigkeit der Drogenberatung sichergestellt, 
und dies mit relativ geringerem finanziellem Auf-
wand.  

Der Haushaltsentwurf 2006 bietet zudem die Ge-
währ, wichtige rechtspolitische Anliegen der Lan-
desregierung umzusetzen. Im Justizvollzug set-
zen wir einen wesentlichen justizpolitischen 
Schwerpunkt auf den Umgang mit jugendlichen 
Straftätern und solchen in noch jungem Erwach-
senenalter.  

Es ist uns gelungen, innerhalb eines halben Jah-
res die in den Jugendarrestanstalten bisher vor-
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handenen 189 Plätze um ein Drittel zu erhöhen. 
Damit sichern wir die zeitnahe Vollstreckung des 
Jugendarrestes, der gerade in diesem Bereich 
besonders wichtig ist.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Für junge Erwachsene richten wir spezielle Jung-
täterabteilungen in fünf Anstalten des geschlos-
senen Vollzuges und in einer Anstalt des offenen 
Vollzuges ein. Die dort gezielt auf die Altersstruk-
tur und den Reifegrad abgestimmte Behandlung 
der Gefangenen wird zum einen durch eine diag-
nosegestützte Ein- und Zuweisungspraxis und 
zum anderen durch eine am Behandlungsfort-
schritt orientierte Überführung in schulische und 
berufsbildende Maßnahmen flankiert.  

(Beifall von Marie-Theres Kastner [CDU]) 

Meine Damen und Herren, ein wichtiges Element 
einer modernen und einer effizienten Justiz ist die 
Informationstechnik. Hier werden wir den erreich-
ten hohen Standard weiter ausbauen. Das elekt-
ronische Grundbuch und das elektronische Han-
delsregister sind Meilensteine auf dem Weg zu 
einer dienstleistungsorientierten Justiz. 

(Beifall von Wolfgang Aßbrock [CDU]) 

Noch in diesem Jahr wird auch die Eintragung ins 
Handelsregister auf elektronischem Weg möglich 
sein. Das ist ein weiterer wichtiger Schritt für Bür-
gerfreundlichkeit der Justiz und für sparsamen 
Einsatz der personellen Ressourcen der Justiz. 
Wir werden diesen Standard sichern und die not-
wendigen Reinvestitionen in Hard- und Software 
auch weiterhin sicherstellen. 

Meine Damen und Herren, angesichts der drän-
genden finanzwirtschaftlichen Probleme unseres 
Landes und der anderen Länder setzen wir uns 
auf Bundesebene dafür ein, die seit Jahren an-
steigende Kostenentwicklung insbesondere bei 
den Sachausgaben zu stoppen. Wir wollen dafür 
sorgen, dass die finanzpolitischen Erfordernisse 
der Länder bei der Schaffung neuer bundesge-
setzlicher Vorschriften gewahrt und finanzielle 
Mehrbelastungen ohne Einbußen bei der Qualität 
der Rechtsgewährung vermieden werden.  

Die Belege für unsere aktive Mitarbeit im Bereich 
der Bundesgesetzgebung sind vielfältig. Ich kann 
Ihnen angesichts der Vielzahl der Fälle nur Bei-
spiele benennen, etwa den Gesetzentwurf zur 
Begrenzung der Ausgaben für Prozesskostenhilfe, 
der unter maßgeblicher Mitwirkung Nordrhein-
Westfalens erarbeitet wurde und noch diesen Mo-
nat in den Bundesrat eingebracht werden soll. 
Ferner stehen Reformen des Beratungshilfege-
setzes und die Abschaffung von Gerichtskosten-

freiheit der öffentlichen Hand auf der rechtspoliti-
schen Agenda. 

Meine Damen und Herren, die Justiz befindet sich 
in schwieriger Zeit auf richtigem Kurs. 

(Beifall von der CDU) 

Der Haushaltsentwurf 2006 bietet die Gewähr da-
für, dass ihre Funktionsfähigkeit auch unter harten 
Rahmenbedingungen im Interesse der Bürgerin-
nen und Bürger unseres Landes erhalten und 
verbessert wird. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Ministerin. – Meine Damen und Herren, wir 
kommen zum Ende der Beratung über den Ein-
zelplan 04 – Justizministerium. 

Wir kommen jetzt zu den Abstimmungen zu Ein-
zelplan 04.  

Ich beginne entsprechend der Ihnen vorliegenden 
Übersicht mit der laufenden Nr. 107, dem Antrag 
der SPD-Fraktion Drucksache 14/1689. Wer die-
sem Antrag zustimmen möchte, den bitte ich um 
das Handzeichen. – 

(Zurufe von CDU und FDP: Ui!) 

Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? – Niemand. 
Der Antrag ist also mit großer Mehrheit abge-
lehnt. 

Ich komme zur laufenden Nr. 108, dem Antrag 
der SPD Drucksache 14/1690. Wer ist für diesen 
Antrag? – Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? – 
Dann ist dieser Antrag auch abgelehnt. 

Ich komme zur laufenden Nr. 109, dem Antrag 
der SPD Drucksache 14/1691. Wer ist dafür? – 
Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? – Damit ist 
der Antrag mit großer Mehrheit abgelehnt. 

(Zuruf: Mit überwältigender Mehrheit!) 

Ich komme zur laufenden Nr. 110, dem Antrag 
der SPD-Fraktion Drucksache 14/1692. Wer ist 
für diesen Antrag? – Wer ist dagegen? – Wer ent-
hält sich? – Dann ist der Antrag mit überwältigen-
der Mehrheit abgelehnt. 

(Zuruf: Sehr gut!) 

Ich komme zur laufenden Nr. 111, dem SPD-
Antrag Drucksache 14/1693. Wer ist dafür? – 
Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? – Auch die-
ser Antrag ist mit großer Mehrheit abgelehnt. 
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Ich komme zur laufenden Nr. 112, dem Antrag 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Drucksache 
14/1776. Wer stimmt dafür? – Wer ist dagegen? – 
Wer enthält sich? – Auch dieser Antrag ist abge-
lehnt. 

Ich komme zur laufenden Nr. 113, dem Antrag 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Drucksache 
14/1777. Wer ist dafür? – Wer ist dagegen? – Wer 
enthält sich? – Auch dieser Antrag ist mit großer 
Mehrheit abgelehnt. 

Ich komme zur laufenden Nr. 126, dem Antrag 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Drucksache 
14/1822. Wer ist dafür? – Wer ist dagegen? – Wer 
enthält sich? – Auch dieser Antrag ist abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, wir kommen zur Ge-
samtabstimmung über den Einzelplan 04. Wer 
diesem Einzelplan zustimmen kann, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Wer ist dagegen? – Wer 
enthält sich? – Der Einzelplan 04 ist mit großer 
Mehrheit angenommen. 

(Lebhafter Beifall von CDU und FDP) 

Meine Damen und Herren, ich rufe den Einzel-
plan 13 auf: 

Landesrechnungshof 

Hier ist keine Debatte vorgesehen, sodass wir zur 
Endabstimmung kommen können. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

– Es gibt keinen weiteren Änderungsantrag. 

(Widerspruch von den GRÜNEN) 

– Vielleicht können wir das klären. 

(Kurze Unterbrechung) 

Ich bleibe dabei, dass wir jetzt den Einzelplan 13 
abstimmen entsprechend der Beschlussempfehlung 
Drucksache 14/1713. Wer dem Einzelplan 13 – 
Landesrechnungshof – zustimmen kann, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Wer ist dagegen? – Wer 
enthält sich? – Damit ist der Einzelplan 13 auch mit 
großer Mehrheit angenommen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Wir kommen dann zum Einzelplan 01: 

Landtag 

Ich weise hin auf die Beschlussempfehlung Druck-
sache 14/1701.  

Auch hierzu ist keine Debatte vorgesehen, sodass 
wir zur Abstimmung kommen können. Wer der 
Beschlussempfehlung Drucksache 14/1701 zu-
stimmen kann, den bitte ich um das Handzeichen. 

– Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? – Dann ist 
Einzelplan 01 einstimmig angenommen. 

(Allgemeiner Beifall) 

Ich rufe das Haushaltsgesetz und das Haus-
haltsbegleitgesetz auf. 

Die Diskussionen darüber haben wir bereits ges-
tern geführt, sodass wir heute entsprechend unse-
rer Vereinbarung direkt zur Abstimmung kommen 
können.  

Ich lasse jetzt über die Änderungsanträge 116 bis 
120 abstimmen. 

Ich komme zur laufenden Nr. 116, dem Antrag 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Drucksache 
14/1836. Wer dem Antrag zustimmt, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Wer ist dagegen? – Wer 
enthält sich? – Der Antrag ist abgelehnt. 

Ich komme zur laufenden Nr. 117, dem Antrag 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Drucksache 
14/1837. Wer ist dafür? – Wer ist dagegen? – Wer 
enthält sich? – Auch dieser Antrag ist abgelehnt. 

Ich komme zur laufenden Nr. 118, dem Antrag 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Drucksache 
14/1838. Wer ist für diesen Antrag? – Wer ist da-
gegen? – Wer enthält sich? – Dann ist auch die-
ser Antrag abgelehnt. 

Ich komme zur laufenden Nr. 119, dem Antrag 
der CDU- und der FDP-Fraktion Drucksache 
14/1818. Wer ist dafür? – Wer ist dagegen? – Wer 
enthält sich? – Dieser Antrag ist angenommen. 

Ich komme zur laufenden Nr. 120, dem Antrag 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Drucksache 
14/1839. Wer ist dafür? – Wer ist dagegen? – Wer 
enthält sich? – Auch dieser Antrag ist abgelehnt. 

Wir kommen dann zur Gesamtabstimmung über 
den Haushalt in zweiter Lesung. Die Beschluss-
empfehlung trägt die Drucksachennummer 
14/1700. Wer ist für diesen Antrag? Den bitte ich 
um das Handzeichen. – Wer ist dagegen? – Wer 
enthält sich? – Dann ist der Gesetzentwurf der 
Landesregierung zum Haushalt angenommen. 

(Lebhafter Beifall von CDU und FDP) 

Meine Damen und Herren, zur Vorbereitung der 
dritten Lesung stimmen wir nun über die Rück-
überweisung des Entwurfs für das Haushalts-
strukturgesetz 2006 und für das Gemeindefi-
nanzierungsgesetz an den Haushalts- und Fi-
nanzausschuss ab. Wer damit einverstanden ist, 
den bitte ich um das Handzeichen. – Wer ist da-
gegen? – Wer enthält sich? – Das ist einstimmig 
beschlossen. 
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